
Propagandisten der demokratischen Justiz an ihrer 
Arbeitsstätte zu wirken. So haben sich einige Schöffen 
des Kreisgerichts Cottbus verpflichtet, in ihren Be­
trieben über ihre Arbeit am Gericht zu berichten. 
Dieses gute Beispiel sollte die übrigen Schöffen an­
regen, ihre richterliche Tätigkeit, die Aufgaben der 
Justiz und die demokratischen Gesetze der Deutschen 
Demokratischen Republik an ihrer Arbeitsstätte zu 
popularisieren. Voraussetzung einer solchen Aktivität 
ist aber eine gute kollektive Arbeit am Gericht.

5. Bereits jetzt zeigt es sich, daß einzelne Schöffen 
den Wunsch aussprechen, sich hauptberuflich der Arbeit 
in der Justiz zu widmen. Eine Schöffin am Kreisgericht 
Bad Salzungen hat sich um Aufnahme in den nächsten 
Richterlehrgang der Deutschen Akademie für Staats­
und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“ beworben. 
Es ist selbstverständlich, daß sich unter der großen 
Zahl von gesellschaftspolitisch aktiven Werktätigen, die 
jetzt an der Rechtsprechung der Gerichte mitarbeiten, 
eine Reihe von Menschen befinden werden, die die 
Eignung besitzen, sich für die Funktion als Richter 
oder Staatsanwalt zu qualifizieren. Für unsere Berufs­
richter ist es eine wichtige Aufgabe, gerade solchen 
Schöffen bei ihrer Entwicklung zu helfen. Denn zweifel­
los wird der Kreis der Schöffen für die Auswahl der 
Bewerber für die Richterlehrgänge in Zukunft noch 
eine wesentlich größere Bedeutung gewinnen als bisher.

III
Durch die zweiwöchige Sitzungsperiode werden die 

Schöffen nicht nur in die Rechtsprechung, sondern auch 
in üie gesamte übrige Arbeit des Gerichts eingeschaltet. 
Sie nehmen an den Justizausspracheabenden teil, die 
gegenwärtig mit der öffentlichen Berichterstattung der 
Kreisgerichte (§ 45 GVG) verbunden sind. Wenn auch 
ein großer Teil der Schöffen hierbei noch nicht aktiv 
hervortritt, weil ihm noch ausreichende Erfahrungen 
mit den neuen Justizgesetzen fehlen, so liegen doch 
schon eine Reihe von Beispielen vor, in denen Schöffen 
sich durch gute Diskussionsbeiträge bei diesen Ver­
anstaltungen ausgezeichnet haben. Die Aktivität der 
Schöffen auf diesem Gebiet wird wachsen, wenn die 
Berufsrichter sie zu der Vorbereitung der Berichterstat­
tung heranziehen.

Auch in den Rechtsauskunftsstellen der Kreisgerichte 
(§ 44 GVG) wirken die Schöffen mit. Die Bedeutung 
dieser Tätigkeit wird von dem Richter verkannt, der 
berichtet, daß eine aktive Teilnahme der Schöffen an 
der Erteilung von Rechtsauskünften mangels fachlicher 
Kenntnisse nicht möglich ist. Natürlich werden die

Schöffen noch umfangreiche Erfahrungen sammeln 
müssen, bevor sie selbst in der Lage sind, den Recht­
suchenden Auskünfte zu geben. Es kommt jetzt darauf 
an, daß die Schöffen in der Rechtsauskunftsstelle die 
Rechtsprobleme des täglichen Lebens und die Sorgen 
der Bevölkerung kennenlernen. Daß sie gleichzeitig 
dem Richter auch in dieser Arbeit helfen können, zeigt 
der Bericht des Kreisgerichts Kamenz, wo die Schöffen 
kritisierten, daß die Auskunftserteilung in einer den 
Besuchern unverständlichen Form erfolgte. Der Berufs­
richter zog aus dieser Kritik die richtigen Schlußfolge­
rungen und verbesserte seine Arbeit.

Auch in den Arbeits- und Dienstbesprechungen der 
Gerichte ist durch die Mitwirkung der Schöffen eine 
wesentliche Belebung eingetreten. Hier macht sich eben­
falls ihre offene Kritik an den Arbeitsmethoden der 
Gerichte bemerkbar. Wir begrüßen diese Kritik, die 
von den Vertretern der Werktätigen schon in einer 
Reihe von Fällen an formalistischer und bürokratischer 
Arbeitsweise der Gerichte geübt worden ist. Die Berufs­
richter sollten die Schöffen anregen, laufend auf Grund 
ihrer Lebenserfahrungen in kritischer Form zur Tätig­
keit ihres Gerichts Stellung zu nehmen. Die Notwendig­
keit, diese Kritik sorgfältig zu überprüfen und alle 
positiven Anregungen und Vorschläge zur Verbesserung 
der eigenen Arbeit zu verwerten, bedarf keiner weiteren 
Begründung. Eine Reihe von Gerichten nutzt die Mög­
lichkeit aus, durch die Behandlung von Gesetzen, Ver­
ordnungen und wichtigen Entscheidungen in den 
Arbeitsbesprechungen die hauptamtlichen Mitarbeiter 
der Justiz und die Schöffen gemeinsam zu qualifizieren. 
Nachahmung verdient auch die Praxis des Kreisgerichts 
Potsdam, die Schöffen in diesen Besprechungen zur 
Stellungnahme zu ihrer eigenen Arbeit am Gericht zu 
veranlassen.

Aus einer Reihe von Beispielen geht hervor, daß die 
Teilnahme der Schöffen an der Staatspolitischen Schu­
lung zu lebhaften und gründlichen Diskussionen geführt 
und dadurch das Niveau der Schulung verbessert hat. 
Einzelne Schöffen sind auch bereits als Zirkellehrer 
tätig geworden.

Zusammenfassend läßt sich also feststellen, daß durch 
die Einbeziehung der Schöffen in den gesamten Arbeits­
ablauf des Gerichts eine Fülle von Möglichkeiten zur 
Verbesserung der Arbeitsmethoden und der Qualität 
der Rechtsprechung erwachsen ist. Es kommt jetzt dar­
auf an, diese Möglichkeiten im Interesse der demokrati­
schen Justiz zu nutzen.

Die Frage der Schöffenschulung bleibt einer besonde­
ren Behandlung Vorbehalten.

Zur Anwendung des Jugendgerichtsgeeetzes
Von Maximilian S t e g m a n n ,  Oberrichter am Obersten Gericht der Deutschen Demokratischen Republik

I
Die Auswertung der Urteile der Jugendgerichte 

zweier in ihrer wirtschaftlichen Struktur verschiedener 
Bezirke gibt, da in be.den Bezirken die gleichen Män­
gel durch ihre Häufigkeit aufgefallen, also als typisch 
anzusprechen sind, Veranlassung, einiges zur Praxis 
der Jugendgerichte zu sagen.

Bei der Durchsicht der Urteile und des gesamten Er­
gebnisses der Auswertung, kann man sich im allgemei­
nen nicht des Eindrucks erwehren, daß die Gerichte in 
dem Jugendgerichtsgesetz vom 23. Mai 1952 nur eine 
neue Fassung des „Reichsjugendgerichtsgesetzes“ von 
1943 sehen. Demgegenüber hat bereits N a t h a n  in 
dem Aufsatz „Das neue Jugendgerichtsgesetz“ (NJ 1952
S. 246) ausführlich dargestellt, daß dieses Gesetz auch 
qualitativ etwas völlig anderes bedeutet als das alte 
Jugendstrafrecht. Sein neuer Inhalt muß im gesamten 
Jugendstrafverfahren, also auch in den Urteilen seinen 
Ausdruck finden. Die Hervorhebung einiger Mängel 
und Fehler und die folgenden Hinweise sollen dazu 
dienen, die Gerichte zur besseren Erfüllung dieser Auf­
gabe zu befähigen.

II
1. In zahlreichen Fällen sind die Ausführungen der 

Urteile über die Verantwortlichkeit der Jugendlichen 
gemäß § 4 Abs. 1 JGG ungenügend. So wird sehr häu­
fig etwas über die Einsichtsfähigkeit des Jugendlichen

gesagt, aber nichts darüber, ob er auch nach dieser Ein­
sicht handeln konnte. Beide Faktoren zusammen lassen 
aber erst den Schluß zu, ob der Jugendliche auch ver­
antwortlich für seine Verfehlungen ist. Gewiß werden 
bei Diebstählen, und diese sind ja von den bei den Ge­
richten anhängigen Verfehlungen die am zahlreichsten 
auftretenden Fälle, und bei geistig durchschnittlich ent­
wickelten Jugendlichen die Gerichte in aller Regel 
leicht die Verantwortlichkeit jugendlicher Täter fest­
stellen können. In solchen Fällen wird es auch im Ur­
teil keiner breiten Ausführungen zu dieser Frage be­
dürfen, jedoch genügt es auf keinen Fall, wenn sich 
das Gericht im Urteil nur über die Einsichtsfähigkeit 
des Jugendlichen ausläßt.

Im Zusammenhang mit der Frage der Zurechnungs­
fähigkeit ergeben die ausgewerteten Urteile weiterhin, 
daß sich nicht alle Gerichte über das Verhältnis zwi­
schen § 4 JGG und § 51 StGB im klaren sind. Es ist 
nicht angängig, zur näheren Differenzierung des Gra­
des der Zurechnungsfähigkeit auf § 51 Abs. 2 StGB zu­
rückzugreifen, weil die Frage der Zurechnungsfähigkeit 
Jugendlicher durch § 4 JGG erschöpfend geregelt ist. 
Danach ist der Begriff der „verminderten Zurechnungs­
fähigkeit“ verschwunden; der Jugendliche war ent­
weder reif genug, die Gesellschaftsgefährlichkeit der 
Tat einzusehen und nach dieser Einsicht zu handeln, 
oder er war es nicht. Im ersten Falle ist er strafrecht­
lich verantwortlich, im zweiten Falle nicht. Der

m


